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Text 

Absonderung Kranker. 

§ 7. (1) Durch Verordnung werden jene anzeigepflichtigen Krankheiten bezeichnet, bei denen für 
kranke, krankheitsverdächtige oder ansteckungsverdächtige Personen Absonderungsmaßnahmen verfügt 
werden können. 

(1a) Zur Verhütung der Weiterverbreitung einer in einer Verordnung nach Abs. 1 angeführten 
anzeigepflichtigen Krankheit können kranke, krankheitsverdächtige oder ansteckungsverdächtige 
Personen angehalten oder im Verkehr mit der Außenwelt beschränkt werden, sofern nach der Art der 
Krankheit und des Verhaltens des Betroffenen eine ernstliche und erhebliche Gefahr für die Gesundheit 
anderer Personen besteht, die nicht durch gelindere Maßnahmen beseitigt werden kann. Die angehaltene 
Person kann bei dem Bezirksgericht, in dessen Sprengel der Anhaltungsort liegt, die Überprüfung der 
Zulässigkeit und Aufhebung der Freiheitsbeschränkung nach Maßgabe des 2. Abschnitts des 
Tuberkulosegesetzes beantragen. Jede Anhaltung, die länger als zehn Tage aufrecht ist, ist dem 
Bezirksgericht von der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen, die sie verfügt hat. Das Bezirksgericht 
hat von Amts wegen in längstens dreimonatigen Abständen ab der Anhaltung oder der letzten 
Überprüfung die Zulässigkeit der Anhaltung in sinngemäßer Anwendung des § 17 des 
Tuberkulosegesetzes zu überprüfen, sofern die Anhaltung nicht vorher aufgehoben wurde. 

(2) Kann eine zweckentsprechende Absonderung im Sinne der getroffenen Anordnungen in der 
Wohnung des Kranken nicht erfolgen oder wird die Absonderung unterlassen, so ist die Unterbringung 
des Kranken in einer Krankenanstalt oder einem anderen geeigneten Raume durchzuführen, falls die 
Überführung ohne Gefährdung des Kranken erfolgen kann. 
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(3) Zum Zwecke der Absonderung sind, wo es mit Rücksicht auf die örtlichen Verhältnisse geboten 
erscheint, geeignete Räume und zulässig erkannte Transportmittel rechtzeitig bereitzustellen, 
beziehungsweise transportable, mit den nötigen Einrichtungen und Personal ausgestattete 
Barackenspitäler einzurichten. 

(4) Abgesehen von den Fällen der Absonderung eines Kranken im Sinne des Abs. 2 kann die 
Überführung aus der Wohnung, in der er sich befindet, nur mit behördlicher Genehmigung und unter 
genauer Beobachtung der hiebei von der Behörde anzuordnenden Vorsichtsmaßregeln erfolgen. 

(5) Diese Genehmigung ist nur dann zu erteilen, wenn eine Gefährdung öffentlicher Rücksichten 
hiedurch nicht zu besorgen steht und der Kranke entweder in eine zur Aufnahme solcher Kranker 
bestimmte Anstalt gebracht werden soll oder die Überführung nach der Sachlage unbedingt geboten 
erscheint. 
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